
C. Kennzeichnungen gemäß § 9(5) Nr. 1 BauGB 

 Durch Gewerbelärmeinwirkungen belastete Flächen 

Nach dem schalltechnischen Gutachten im Rahmen des Bebauungsplans 
Nr. 30 „Hofstelle Osthues-Hövener“ der Gemeinde Beelen vom 04.04.2019 
(AKUS GmbH, Bielefeld) ergibt sich auf den gekennzeichneten Flächen zur 
Tagzeit (6:00 Uhr - 22:00 Uhr) folgende Geräusch-Vorbelastung durch die 
vorhandenen Gewerbebetriebe: 
 
Innerhalb der überbaubaren Flächen des WA2 und des südlichen Baufelds des 
WA1 wird im Erdgeschoss (EG) der Orientierungswert (ORW) der DIN 18005 
bzw. der Immissionsrichtwert (IRW) der TA Lärm für Allgemeine Wohn-
gebiete (55 dB(A)) eingehalten. Im ersten und zweiten Obergeschoss (OG) 
wird der ORW der DIN 18005 bzw. der IRW der TA Lärm für Allgemeine 
Wohngebiete teilweise überschritten. Hier herrscht eine mischgebiets-
typische Belastung. Der ORW der DIN 18005 bzw. der IRW der TA Lärm für 
Mischgebiete (60 dB(A)) wird auf beiden Ebenen eingehalten. 
 
Die Außenwohnbereiche der südwestlichen Flächen des WA2 und des WA1 
werden teilweise mischgebietstypisch belastet. Die ORW der DIN 18005 für 
Allgemeine Wohngebiete werden in Teilflächen überschritten. 
 
Auf die Begründung zum Bebauungsplan Nr. 30 und auf das schalltechnische 
Gutachten wird verwiesen. 
 

 

D. Katasteramtliche und sonstige Darstellungen ohne Festsetzungscharakter 

  
Grundstücks- und Wegeparzellen mit Flurstücksnummern 
 
 
Vorhandene Bebauung 
 
 
Geplante Bebauung/interne Erschließung (unverbindlich), Architekturbüro 
Spiekermann (Stand: April 2019) 
 
Höhenpunkte in Meter über NHN (Normalhöhennull, Höhensystem DHHN 
92), Einmessung: Ingenieurbüro NTS, August 2018 
 
Höhenpunkte in Meter über NHN (Normalhöhennull, Höhensystem DHHN 92), 
Einmessung: Vermessungsbüro Spitthöver und Jungemann, Februar 2016 
 
Eigemessene Bäume mit Standort und Kronentraufe, Einmessung: 
Vermessungsbüro Spitthöver und Jungemann, Februar 2016 
 
Vorgeschlagener Sperrpfosten (genaue Lage gemäß Erschließungsplanung) 
 
Versorgungsleitungen, unterirdisch (nicht eingemessen), hier:  Stromkabel 
(1-kV, Straßenbeleuchtung) der Westnetz GmbH 
 
Versorgungsleitungen, unterirdisch (nicht eingemessen), hier: Gasleitungen 
der Westnetz GmbH 
 
Geplante Ver-/Entsorgungsleitungen, unterirdisch, hier: Trinkwasserleitung 
der Wasserversorgung Beckum GmbH sowie Regenwasser- und Schmutz-
wasserleitungen der Abwasserbetrieb TEO AöR 
 

 
Definition Vorgarten (VG): Nicht überbaubarer bzw. nicht 
überbauter Grundstückstreifen zwischen Gebäudeaußenwänden 
und Verkehrsflächen = halböffentlicher Übergangsbereich entlang 
vorderer Baugrenzen mit einem Abstand der Baugrenzen/Ge-
bäude von in der Regel 3,0-5,0 m zu den Planstraßen. Hierzu 
gehören auch der jeweils verlängerte Streifen bis zur Grund-
stücks-/Nachbargrenze (Grenzabstand) sowie der Seitenstreifen 
eines Eckgrundstücks (Giebelseite in der Skizze). 
hier: Prinzipskizze mit Abgrenzung zum privaten Wohngarten (WG). 

 
 
 
 

E. Bauplanungsrechtliche textliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB i. V. m. 
BauNVO 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr. 1 BauGB i. V. m. BauNVO) 

1.1 Allgemeines Wohngebiet WA (§ 4 BauNVO): 

- Im WA1 gilt: Gemäß § 1(6) Nr. 1 BauNVO sind die Ausnahmen nach § 4(3) Nr. 4, 5 
BauNVO (Gartenbaubetriebe, Tankstellen) ausgeschlossen. 

- Im WA2 und WA3 gilt: Gemäß § 1(6) Nr. 1 BauNVO sind die Ausnahmen nach § 4(3) Nr. 1-
5 BauNVO (Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewerbebe-
triebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe, Tankstellen) ausgeschlossen. 

 

F. Örtliche Bauvorschriften (§ 9(4) BauGB i. V. m. § 89 BauO NRW) 

1. Gestaltung baulicher Anlagen (§ 89(1) Nr. 1 BauO) 

1.1 Dachform und Dachneigung der Hauptbaukörper gemäß Eintrag in der Plankarte. Bei 
untergeordneten Dachaufbauten, Zwerchgiebeln, untergeordneten Anbauten und Neben-
gebäuden (= Nebendächer) sind jeweils auch andere Dachformen und -neigungen zulässig. 

1.2 Dachaufbauten und Dacheinschnitte 

a) Dachaufbauten und -einschnitte sind erst ab einer Dachneigung von 35° zulässig. 
b) Alle über der Traufe angeordneten Bauteile wie Dachaufbauten (z. B. Dachgauben) und 

Dacheinschnitte (z. B. Loggien) dürfen im WA1 in ihrer Gesamtlänge zwei Drittel der 
jeweiligen Traufenlänge nicht überschreiten. Im WA2 dürfen 40 % der jeweiligen 
Traufenlänge nicht überschritten werden. Diese wird gemessen als größte Länge der 
Gaube in der Dachhaut, Einzelanlagen werden zusammengerechnet. Vom Ortgang ist 
ein Abstand von mindestens 1,5 m einzuhalten (Bestimmung des Ortgangs: Schnittkante 
der Dachfläche mit der Giebelwand). 

b) Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind nur in einer Geschossebene zulässig. Im Spitz-
bodenbereich (= 2. Ebene im Dachraum) sind Dachaufbauten und Dacheinschnitte 
unzulässig. 

c) Firstoberkante von Nebendächern: Mindestens 0,5 m unterhalb Oberkante Hauptfirst. 

1.3 Als Dacheindeckung für geneigte Hauptdächer sind nur Betondachsteine und Tonziegel in 
roten bis braunen Farben oder in den Farben von anthrazit bis schwarz zulässig (Abgren-
zung zu grau: gleich oder dunkler als RAL 7016 anthrazitgrau). Bei untergeordneten 
Bauteilen, Anbauten und Nebenanlagen sind auch andere Materialien und Farben zulässig. 
Glänzend glasierte oder glänzend lasierte Dachsteine/-ziegel sind ausdrücklich unzulässig. 
In Zweifelsfällen wird eine frühzeitige Abstimmung mit der Gemeinde empfohlen. 
Hinweis zu typischen Produktbezeichnungen für glänzende Dachpfannen: Glanz-Engobe, 
Edelengobe glasiert, Seidenmatt-Glasur, Glasur, Hochglanz-Glasur, Schwarz-Matt-Glasur. 
Extensive Dachbegrünungen, Solarthermie- und Photovoltaikanlagen sind ausdrücklich 
zulässig. 

1.4 Gestalterische Einheit von Doppelhäusern sowie aneinandergebauten Garagen: Bei Dop-
pelhäusern sowie aneinandergebauten Garagen sind Dachneigung, Art der Dachdeckung, 
Dachüberstände und Gebäudehöhe (Sockel- und Traufhöhe) einheitlich auszuführen. Die 
Außenwände sind in Oberflächenstruktur und Farbgebung aufeinander abzustimmen. 

 

2. Gestaltungs- und Bepflanzungsvorschriften (§ 89(1) Nr. 5 BauO) 

2.1 In den Vorgärten im WA2 und WA3 sind entlang der Straßenverkehrsflächen Einfriedungen 
einschließlich der seitlichen Einfriedung der Vorgärten nur bis zu einer Höhe von maximal 
0,5 m über Straßenoberkante bzw. Geländeniveau zulässig (siehe Definition für Vorgärten 
unter Punkt D). Diese Vorschrift gilt ausdrücklich nicht für Wohngärten. 

2.2 Begrünung ebenerdiger Pkw-Sammelstellplatzanlagen: Für jeweils angefangene vier 
Stellplätze ist mindestens ein standortgerechter, heimischer Laubbaum (Hochstamm, mind. 
3xv., Stammumfang mind. 16-18 cm) in Baumscheiben bzw. Pflanzstreifen von jeweils 
mindestens 5,0 m² fachgerecht anzupflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Die 
Baumscheiben bzw. Pflanzstreifen sind unter den Bäumen mit heimischen, 
niedrigwüchsigen Sträuchern oder Stauden zu bepflanzen. 
Die Pflanzungen sind zwischen, neben oder direkt im Anschluss an die Stellplätze 
regelmäßig verteilt vorzunehmen. Abweichend können auf Grundlage eines 
Gesamtkonzepts mit Begrünungsausgleich andere Verteilungen auf Stellplatzanlagen 
zugelassen werden. Abgänge sind gleichartig zu ersetzen. 

Zeichenerklärung und textliche Festsetzungen 
 
 
 

A. Rechtsgrundlagen der Planung 

Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634); 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl. I S. 3786); 
Planzeichenverordnung (PlanzV) i. d. F. vom 18.12.1990 (BGBl. I 1991 S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057); 
Landesbauordnung (BauO NRW 2018) i. d. F. vom 21.07.2018 (GV. NRW. S. 421), zuletzt 
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 26.03.2019 (GV. NRW. S. 193); 
Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen (GO NRW) i. d. F. der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 11.04.2019 
(GV. NRW. S. 202); 
Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung von kommunalem Ortsrecht (BekanntmVO) 
i. d. F. vom 26.08.1999 (GV. NRW. S. 516), zuletzt geändert durch Verordnung vom 05.11.2015 
(GV. NRW S. 741). 
 
 
 

B. Planzeichen und Festsetzungen gemäß § 9 BauGB i. V. m. BauNVO 

 1. Art der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr. 1 BauGB) 

 Allgemeines Wohngebiet WA (§ 4 BauNVO), siehe textliche Festsetzung 
E.1.1, nach Nutzungsmaßen gegliedert 
 
Beschränkung der Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden (§ 9(1) Nr. 6 
BauGB), siehe textliche Festsetzungen E.1.2 
 

 2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr. 1 BauGB) 

 Höhe baulicher Anlagen in Meter über Normalhöhennull (NHN) (§§ 16, 18 
BauNVO), siehe textliche Festsetzungen E.2.1 und E.2.2: 
 
Zulässige Firsthöhe in Meter (= Oberkante First), Höchstmaß, z. B. 74,5 m 
über NHN 
 
Zulässige Traufhöhe in Meter (= Schnittkante der Außenfläche der 
Außenwand mit der Oberkante der Dachhaut), Höchstmaß, z. B. 68,5 m über 
NHN 
 
Zulässige Traufhöhe (= Schnittkante der Außenfläche der Wand mit der Ober-
fläche der Dachhaut), Mindest- und Höchstmaß, hier 66,5 m-67,5 m über 
NHN 
 
Grundflächenzahl GRZ (§ 19 BauNVO), Höchstmaß, hier 0,4 
 
Zahl der Vollgeschosse (§ 20 BauNVO), Höchstmaß, z. B. drei Vollgeschosse 
 
Zahl der Vollgeschosse (§ 20 BauNVO), zwingend, hier zwei Vollgeschosse 
 

  3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflächen, 
Stellung baulicher Anlagen (§ 9(1) Nr. 2 BauGB) 

 Bauweise (§ 22 BauNVO): 
- Offene Bauweise 
- Offene Bauweise, nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig 
 
Überbaubare Grundstücksflächen (§ 23 BauNVO) 
 
= durch Baugrenzen umgrenzter Bereich 
 
nicht überbaubare Grundstücksflächen 
 

 4. Verkehrsflächen (§ 9(1) Nr. 11 BauGB) 

 Straßenbegrenzungslinie, auch gegenüber Verkehrsflächen besonderer 
Zweckbestimmung 
 
Straßenverkehrsflächen, öffentlich 
 
Straßenverkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung, hier 
- Öffentlicher Fuß- und Radweg 
 
Anschluss anderer Flächen an die Verkehrsflächen: 
- Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt 
 

 5. Grünflächen (§ 9(1) Nr. 15 BauGB) 

 Öffentliche Grünfläche, Zweckbestimmung 

- Verkehrsgrün 

- Grün im Ortskern 
 

 6. Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9(1) 
Nr. 24 BauGB) 

 Flächen, bei deren Bebauung bauliche Vorkehrungen gegen Verkehrslärm 
erforderlich sind, hier passive Schallschutzmaßnahmen innerhalb der 
Lärmpegelbereiche III bis VII, siehe textliche Festsetzung E.4.1 
 
Lärmschutzwand, siehe textliche Festsetzung E.4.2 
 
Für die Schallschutzwand gilt eine vom Bauordnungsrecht abweichende 
Tiefe der Abstandsfläche, siehe textliche Festsetzung E.7.1 
 

 7. Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Be-
pflanzungen sowie Bindungen für deren Erhalt (§ 9(1) Nr. 25 BauGB) 

 Erhalt von Bäumen mit Kronentraufe, siehe textliche Festsetzung E.5.1 
 

  8. Sonstige Planzeichen und Festsetzungen 

 Sichtfelder (§ 9(1) Nr. 10 BauGB) sind von Sichtbehinderungen jeglicher Art 
in einer Höhe zwischen 0,8 m und 2,5 m über Fahrbahnoberkante ständig 
freizuhalten. 
 
Mit Geh- und Fahrrechten zugunsten der Gemeinde Beelen zu belastende 
Flächen (§ 9(1) Nr. 21 BauGB) 
 
Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zur Unterhaltung der öffentlichen 
Strom- und Gasleitungen zugunsten der Westnetz GmbH zu belastende 
Flächen (§ 9(1) Nr. 21 BauGB) 
 
Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zur Unterhaltung der geplanten öffent-
lichen Ver- und Entsorgungsleitungen (Trinkwasser, Regenwasser, Schmutz-
wasser) zugunsten der Ver- und Entsorgungsträger (Wasserversorgung 
Beckum GmbH, Abwasserbetrieb TEO AöR) zu belastende Flächen (§ 9(1) 
Nr. 21 BauGB) 
 
Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, private Stellplätze, Garagen 
und Carports (§ 9(1) Nr. 4 BauGB) 
 
Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungsarten 
 
Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungsmaße, Zahl der Wohnungen und 
örtliche Bauvorschriften innerhalb einer überbaubaren Fläche 
 
Grenze des räumlichen Geltungsbereichs (§ 9(7) BauGB) 
 
Maßangaben in Meter, z. B. 3,0 m 
 

 9. Nachrichtliche Übernahmen (§ 9(6) BauGB) 

 Vorhandenes Baudenkmal 
 
Vermutetes Bodendenkmal gemäß § 2.5 DSchG NW 
 

 10. Örtliche Bauvorschriften (§ 9(4) BauGB i. V. m. § 89 BauO NRW) 

 Dachform und Dachneigung der Hauptbaukörper, hier: 
 
Satteldach (SD) mit Dachneigung, z. B. 30° - 45° 
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 Aufstellungsbeschluss  
gemäß § 2(1) BauGB 

Frühzeitige Beteiligung gemäß 
§ 13a i. V. m. §§ 3(1) und 4(1) BauGB 

1. Öffentliche Auslegung gemäß 
§ 13a i. V. m. §§ 3(2) und 4(2) BauGB 

  

Die Aufstellung des Bebauungsplans 
ist gemäß § 2(1) BauGB vom Rat der 
Gemeinde Beelen am 19.06.2008 
beschlossen worden.  
 
 
 

Dieser Beschluss ist durch Aushang 
im Bekanntmachungskasten der Ge-
meinde Beelen und durch gleich-
zeitigen Hinweis auf der Internetseite 
www.beelen.de öffentlich bekannt 
gemacht worden. 
 
 
Beelen, den  ....................... 
 
 
................................................... 
Bürgermeisterin 
 

 

Nach ortsüblicher öffentlicher Bekannt-
machung gemäß § 13a(3) BauGB am 
12.11.2018 wurde die Öffentlichkeit 
über die allgemeinen Ziele sowie die 
wesentlichen Auswirkungen der Plan-
ung informiert durch: öffentliche 
Auslegung. 
Ihr wurde Gelegenheit zur Äußerung 
gegeben vom 21.11.2018 bis 
einschließlich 21.12.2018. 
Die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange wurden mit 
Schreiben vom 16.11.2018 gemäß 
§ 13a i. V. m. § 4(1) BauGB beteiligt. 
 
Beelen, den  ....................... 
 
................................................... 
Bürgermeisterin 

 

Nach ortsüblicher öffentlicher Bekannt-
machung am 27.05.2019 hat der Plan-
Entwurf mit Begründung etc. gemäß 
§ 13a i. V. m. § 3(2) BauGB vom 
05.06.2019 bis einschließlich 
12.07.2019 öffentlich ausgelegen. 
 
Die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange wurden mit 
Schreiben vom 03.06.2019 gemäß 
§ 13a i. V. m. § 4(2) BauGB beteiligt. 
 
 
 
Beelen, den  ....................... 
 
 
................................................... 
Bürgermeisterin 

 

2. Öffentliche Auslegung gemäß 
§ 13a i. V. m. §§ 3(2) und 4(2) BauGB 

 

Nach ortsüblicher öffentlicher Bekannt-
machung am 11.09.2019 hat der Plan-
Entwurf mit Begründung etc. gemäß 
§ 13a i. V. m. § 3(2) BauGB vom 
20.09.2019 bis einschließlich 
21.10.2019 öffentlich ausgelegen. 
 
Die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange wurden mit 
Schreiben vom 17.09.2019 gemäß 
§ 13a i. V. m. § 4(2) BauGB beteiligt. 
 
 
 
Beelen, den  ....................... 
 
 
................................................... 
Bürgermeisterin 

 

1.2 Die Zahl der Wohnungen in Wohngebäuden wird in den Teilflächen WA1 bis WA3 des 
Allgemeinen Wohngebiets wie folgt begrenzt (§ 9(1) Nr. 6 BauGB): 

- Im WA2 und WA3 sind maximal zwei Wohnungen je Wohngebäude bzw. maximal eine 
Wohnung je Doppelhaushälfte zulässig. Als Ausnahme kann für Doppelhaushälften 
zusätzlich eine weitere Wohnung je Wohngebäude zugelassen werden 
(Einliegerwohnung). 

- Im WA3 sind gemäß Festsetzung je Baufeld maximal zehn bzw. zwölf Wohnungen je 
Wohngebäude zulässig. 

 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9(1) Nr. 1 BauGB i. V. m. BauNVO) 

2.1 Für WA1 gilt: Eine Überschreitung der Traufhöhe gemäß Planeintrag ist auf einer Länge von 
zwei Drittel der darunter liegenden Gebäudelänge um maximal 3,0 m zulässig. 

2.2 Für WA2 gilt: Eine Überschreitung der Traufhöhe gemäß Planeintrag ist auf einer Länge von 
einem Drittel der darunter liegenden Gebäudelänge um maximal 1,5 m zulässig. 

 
3. Überbaubare und nicht überbaubare Flächen, Stellplatzanlagen und Nebenanlagen 

(§ 9 (1) Nr. 2, 4, 22 BauGB i. V. m. §§ 12, 14, 23 BauNVO) 

3.1 Garagen und überdachte Stellplätze (Carports) müssen auf den nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen im Zufahrtsbereich einen Abstand von mindestens 3,0 m zur Begrenzungslinie 
der öffentlichen Verkehrsfläche einhalten. Seitlich ist mindestens 1 m Abstand von öffent-
lichen Verkehrsflächen zu wahren, der gemäß § 9(1) Nr. 25 BauGB mit standortgerechten, 
heimischen Gehölzen zu bepflanzen ist. 

 

4. Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen (§ 9(1) Nr. 24 BauGB) 

4.1 Passiver Schallschutz 

a) Schutzvorkehrungen nach Lärmpegelbereichen gemäß DIN 4109: Innerhalb der für Schutz-
vorkehrungen nach den Lärmpegelbereichen festgesetzten Flächen sind zum Schutz vor 
Verkehrslärm bei Errichtung, Nutzungsänderung oder baulicher Änderung von Räumen, die 
zum dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmt sind, passive Schallschutzmaßnahmen 
erforderlich (Luftschalldämmung von Außenbauteilen). Es sind bauliche Schutzvor-
kehrungen mit dem resultierenden Schalldämmmaß erf. R`w.res der Außenbauteile gemäß 
DIN 4109-1 (Ausgabe Januar 2018, Deutsches Institut für Normung e. V., Beuth Verlag 
GmbH, Berlin) wie folgt vorzunehmen: 

Lärmpegelbereich 
(maßgeblicher 

Außenlärmpegel) 

erf. R`w.res der Außenbauteile, jeweils für 

Aufenthaltsräume in 
Wohnungen und 

Ähnliches 

Büroräume und Ähnliches 

III (61 bis 65 dB(A)) 35 30 

IV (66 bis 70 dB(A)) 40 dB 35 

V (71 bis 75 dB(A)) 45 dB 40 

VI (76 bis 80 dB(A)) 50 dB 45 

VII (>80 dB(A)) *) 50 
*) Die Anforderungen sind hier aufgrund der örtlichen Gegebenheiten festzulegen. 

 

b) Wohn- und Schlafräume sowie Kinderzimmer, die zur Warendorfer Straße (B 64) 
ausgerichtet sind, sind mit schallgedämmten, fensterunabhängige Lüftungseinrichtungen 
auszustatten, sofern nicht eine ausreichende Belüftung dieser Räume vom lärmab-
geschirmten, der Straße abgewandten Bereich her möglich ist. 

c) Außenwohnbereiche in Form von Terrassen und Balkonen sind nur an den jeweils 
lärmabgewandten Gebäudeseiten zulässig (d. h. hier vollständig abgewandt von der 
Warendorfer Straße (B 64)). 

Soweit durch schallabschirmende Baukörper und/oder andere abschirmende Hindernisse 
(z. B. bauseitig feste, lärmabschirmende Terrassenwände/Sichtblenden) wirksame 
Pegelminderungen erwartet werden können, kann als Ausnahme nach schalltechnischen 
Nachweis eines ausreichenden baulichen Schallschutzes gegen Außenlärm auf der 
Grundlage anerkannter technischer Regelwerke auch eine Platzierung von Terrassen und 
Balkonen an den anderen Gebäudeseiten zugelassen werden. 

d) Weitere Ausnahmen können zugelassen werden, wenn durch einen anerkannten Sach-
verständigen nachgewiesen wird, dass geringere Maßnahmen ausreichen, um den 
geforderten Schallschutz sicherzustellen. 

4.2 Errichtung einer geschlossenen Lärmschutzwand gemäß Planeintrag mit einer wirksamen 
Schirmhöhe von 63,8 m über NHN (Normalhöhennull, Höhensystem DHHN 92) und einer 
Gesamtlänge von 37,0 m. Die Lärmschutzwand muss ein Einfügungsdämpfungsmaß 
De > 25 dB aufweisen. Dieses wird materialunabhängig bei einem Flächengewicht von 
m‘ > 15 kg/m2 erreicht. Die Lärmschutzwand ist zur Tankstelle hoch absorbierend 
auszuführen. Sie ist insgesamt fugenfrei herzustellen. Dies ist auch beim Anschluss an den 
Boden zu beachten. 

Grundlage: AKUS GmbH (2019): Schalltechnisches Gutachten im Rahmen des Bauleitplan-
verfahrens Nr. 30 „Hofstelle Osthues-Hövener“ der Gemeinde Beelen, Bielefeld. 04.04.2019. 

Hinweis: Die DIN 4109 wird im Fachbereich Bauen und Wohnen der Gemeinde Beelen in den 
allgemeinen Öffnungszeiten zur Einsicht bereitgehalten. 

 

5. Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie 
Bindungen für deren Erhalt (§ 9(1) Nr. 25 BauGB) 

5.1 Erhalt von Bäumen mit Kronentraufe: Die zu erhaltenen Bäume sind fachgerecht zu 
pflegen und dauerhaft zu erhalten. Abgänge sind gleichartig zu ersetzen. Stammumfang bei 
Ersatzpflanzungen der festgesetzten Bäume: mind. 0,2 m in 1,0 m Höhe. 

Die Erdoberfläche im Bereich der Kronentraufe der erhaltenswerten standortgerechten, 
heimischen Bäume ist so zu erhalten, dass die Vitalität der Bäume nicht beeinträchtigt 
wird. Als Schutzbereich gilt der festgesetzte, aktuelle Kronentraufbereich. Untersagt sind 
darüber hinaus alle Eingriffe in den Kronenbereich der Bäume, sofern sie nicht aus Gründen 
der allgemeinen Sicherheit erforderlich sind. 

 

6. Aufschiebend bedingte Festsetzung (§ 9(2) Nr. 2 BauGB) 

6.1 Für WA2 gilt: Das Wohnen gemäß § 4 BauNVO ist erst ab dem Zeitpunkt der Herstellung 
der gesamten Lärmschutzwand gemäß textlicher Festsetzung E.4.2 zulässig. 

 

7. Sonstige Festsetzungen 

7.1 Vom Bauordnungsrecht abweichende Tiefe der Abstandsfläche (§ 9 (1) Nr. 2a BauGB): Für 
die festgesetzte Lärmschutzwand ist eine Grenzbebauung zulässig (abweichendes Maß der 
Tiefe der Abstandsfläche = 0 m). 

7.2 Neu zu verlegende Versorgungsleitungen, wie z. B. Telekommunikationslinien und Strom-
leitungen, sind unterflur, also unterhalb der Geländeoberfläche bzw. der Straßen, zu verlegen. 

Vorschläge für Laubbäume: Feldahorn (Acer campestre), Hainbuche (Carpinus betulus), 
Stieleiche (Quercus robur). 
Vorschläge für Sträucher: Purpurbeere (Symphoricarpos chenaultii, Fingerstrauch (Potentilla 
fruticosa, Immergrün (Vinca minor), Glanzblättrige Rose (Rosa nitida), Hohes Johanniskraut 
(Hypericum moserianum). 
Vorschläge für Stauden: Storchschnabel (Geranium macrorrhizum), Waldsteinia 
(Waldsteinia ternata), Wald Simse (Luzula sylvytica) als Grasart. 

 

Hinweise zu den örtlichen Bauvorschriften gemäß § 89 BauO NRW 

Abweichungen von örtlichen Bauvorschriften richten sich nach § 69 BauO NRW. Zuwider-
handlungen gegen örtliche Bauvorschriften sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne der Buß-
geldvorschriften des § 86 BauO NRW und können entsprechend geahndet werden. Bei Zweifels-
fällen in Gestaltungsfragen wird eine frühzeitige Abstimmung mit der Gemeinde empfohlen. 
 
 

 
Der Bebauungsplan Nr. 30 „Hofstelle Osthues-Hövener“ ersetzt innerhalb des überplanten 
Bereichs die für Teilflächen bisher geltenden Festsetzungen der Bebauungspläne „Ortsmitte 
Nord“, „Großer Garten“ und „Großer Garten III“ sowie ihrer jeweils rechtskräftigen 
Änderungen. Diese Verdrängungsfunktion soll jedoch keine Aufhebung bewirken, d. h. sofern 
der Bebauungsplan Nr. 30 unwirksam werden sollte, tritt das frühere Recht nicht außer Kraft, 
sondern „lebt wieder auf“. 
 

G. Hinweise 

1. Höhe baulicher Anlagen 
Die zulässigen Höhen baulicher Anlagen werden in Meter über Normalhöhennull festgesetzt 
(NHN, Höhensystem DHHN 92). Für die Nachvollziehbarkeit sind die derzeit vorhandenen 
Geländehöhen im Plangebiet und im Umfeld ermittelt worden. Die festgesetzten Höhen 
ergeben sich wie folgt: 
 

Bereich Festgesetzte Höhe 
baulicher Anlagen in 
Meter über NHN 

Angenommene 
Bezugshöhe in 
Meter über NHN 

Höhe baulicher 
Anlagen über 
angenommener 
Bezugshöhe 

WA1 Nord (1) THmax. 67,5 61,0 THmax. 6,5 m 

FHmax. 73,0  FHmax. 12,0 m 

WA1 Zentral (2) THmax. 66,5  THmax. 5,5 m 

FHmax. 73,3   FHmax. 12,3 m 

WA1 Süd (3) THmax. 68,5 61,5 THmax. 7,0 m 

FHmax. 74,5   FHmax. 13,0 m 

WA2 THmax. 65,5 61,0 THmax. 4,5 m 

FHmax. 70,5   FHmax. 9,5 m 

WA3 TH 66,5-67,5  TH 5,5 m - 6,5 m 

FHmax. 70,5  FHmax. 9,5 m 
 
2. Bodendenkmale 
Im Zuge des Planverfahrens hat der LWL-Archäologie für Westfalen darauf hingewiesen, dass 
die Hofstelle Osthues vermutlich bereits um das Jahr 1000 entstanden ist und daher die 
Annahme besteht, dass sich untertägig Befunde und Funde erhalten haben. Daher handelt es 
sich um ein vermutetes Bodendenkmal gemäß § 2.5 DSchG NW. Bei geplanten Bodeneingriffen 
sind archäologische Voruntersuchungen durchzuführen. Sämtliche Abbrucharbeiten ab 
ebenerdigem Niveau sowie sämtliche mit der Projektumsetzung verbundene Bodeneingriffe im 
Abstand von 15 m um das zur Weiternutzung vorgesehene Wohn- und Wirtschaftsgebäude sind 
durch eine archäologische Fachfirma zu begleiten. Dies gilt auch für Bodeneingriffe innerhalb 
des denkmalgeschützten Hofgebäudes. 
Zudem wurde auf paläontologische Belange innerhalb des gesamten Plangebiets hingewiesen. 
Eine frühzeitige Abstimmung der Erdarbeiten mit dem LWL-Archäologie für Westfalen wird 
empfohlen. 
 
3. Artenschutz 
Im Zuge des Planverfahrens wurde eine Artenschutzrechtliche Vorprüfung eingeholt. Daraus 
ergeben sich folgende Anforderungen: 
Die Abbrucharbeiten sind außerhalb der Aktivitätszeiten von Fledermäusen im Herbst 
(September bis zum ersten Frost) oder im April durchzuführen. 
Die für den Abbruch vorgesehenen Gebäude sind zeitnah vor dem Abbruch durch eine 
fachkundige Person auf einen aktuellen Besatz an Fledermäusen zu untersuchen. Sollte ein 
Besatz festgestellt werden, muss mit dem Abbruch bis zum Verlassen durch die Tiere gewartet 
werden. Zudem sind bei einem Fledermausbesatz oder bei eindeutigen Hinweisen auf einen 
ehemaligen Besatz als Ersatzmaßnahmen künstliche Fledermausquartiere an geeigneten 
Standorten innerhalb des Untersuchungsgebiets zu montieren. Die konkrete Umsetzung erfolgt 
durch eine fachkundige Person. 
Die Baufeldräumung und Abbrucharbeiten sind aus Gründen des Vogelschutzes in dem 
Zeitraum vom 01. August bis 14. März durchzuführen. 
Die Fällung/Rodung von Gehölzen ist im Zeitraum von Anfang Oktober bis Ende Februar 
durchzuführen. Im Zeitraum vom 1. März bis zum 30. September ist eine Beseitigung von 
Gehölzen aus Gründen des Vogelschutzes nicht zulässig (§ 39 BNatSchG). Sollte in diesem 
Zeitraum eine Rodung notwendig sein, muss ein Gutachter vor der Fällung sicherstellen, dass 
sich in den Bäumen keine Fledermausquartiere oder Vogelbruten befinden. Wird dabei ein 
Besatz festgestellt, muss bis zum Ausfliegen der Tiere bzw. der Beendigung der Brut und 
Jungenaufzucht gewartet werden. 
Grundlage: Büro Stelzig (2016): Artenschutzrechtliche Vorprüfung zum geplanten Abbruch von 
drei Gebäuden (Lager, Scheune, Remise) in der Warendorfer Straße 10, 48361 Beelen, Soest. 
23.08.2016. 
 
4. Altlasten 
Der Gemeinde sind weder im Plangebiet noch im nahen Umfeld Altlasten oder entsprechende 
Verdachtsflächen bekannt. Grundsätzlich gilt, dass nach § 2(1) Landesbodenschutzgesetz 
allgemein die Verpflichtung besteht, Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Altlast oder einer 
schädlichen Bodenveränderung unverzüglich der zuständigen Behörde, hier Untere 
Bodenschutzbehörde des Kreises Warendorf, mitzuteilen, sofern derartige Feststellungen bei 
der Durchführung von Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen o. ä. Eingriffen in den Boden 
und in den Untergrund getroffen werden. 
 
5. Kampfmittel 
Im Plangebiet und im näheren Umfeld sind keine Kampfmittel bekannt. Weist bei der 
Durchführung von Bauarbeiten der Erdaushub auf außergewöhnliche Verfärbung hin oder 
werden verdächtige Gegenstände beobachtet, ist die Arbeit aus Sicherheitsgründen sofort 
einzustellen. Der Staatliche Kampfmittelbeseitigungsdienst bei der Bezirksregierung Arnsberg 
sowie das Ordnungsamt der Gemeinde sind zu benachrichtigen. 

Planunterlage  

 

Die Planunterlage entspricht den An-
forderungen des § 1 der PlanzV vom 
18.12.1990.  
Der Bebauungsplan ist erstellt auf der 
Liegenschaftskarte vom Kreis Warendorf, 
Vermessungs- und Katasteramt. 
Die Festlegung der städtebaulichen 
Planung ist - i. V. m. dem digitalen 
Planungsdaten-Bestand (hier: DXF-
Datei) als Bestandteil dieses Bebau-
ungsplanes - geometrisch eindeutig. 
 
 
 
 
 
 
Geobasisdaten: Katasteramt Warendorf 
lfd.Nr. 221/2017 

 

 
Satzungsbeschluss  

gemäß § 10(1) BauGB 
 

Der Bebauungsplan wurde vom Rat der 
Gemeinde Beelen gemäß § 10(1) 
BauGB am 14.11.2019 mit seinen 
planungs- und bauordnungsrechtlichen 
Festsetzungen als Satzung 
beschlossen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beelen, den  ....................... 
 
 
.................................................. 
Bürgermeisterin 

 

Bekanntmachung  
gemäß § 10(3) BauGB 

 

Der Beschluss des Bebauungsplans als Satzung 
gemäß § 10(1) BauGB ist vom ……………… bis 
zum ……………… durch Aushang im Bekannt-
machungskasten der Gemeinde Beelen und gleich-
zeitig durch den für die Bekanntmachung 
erforderlichen Hinweis auf der Internetseite 
www.beelen.de gemäß § 10(3) BauGB mit 
Hinweis darauf bekannt gemacht worden, dass 
der Bebauungsplan mit Begründung und 
Umweltbericht während der Dienststunden in der 
Verwaltung zu jedermanns Einsichtnahme bereit 
gehalten wird. 
Mit der erfolgten Bekanntmachung ist der 
Bebauungsplan in Kraft getreten. 
 

Beelen, den  ………………  
 
 
.............................. 
Bürgermeisterin 

 


